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B e s c h l u s s  
 

In dem Verfahren über  
die Verfassungsbeschwerde 

 
 
des Herrn  

 
Beschwerdeführers, 

 
gegen  Maßnahmen zum Schutz vor dem Coronavirus 
 
 
 
hat die 2. Kammer des  
 

VERFASSUNGSGERICHTSHOFS FÜR DAS LAND NORDRHEIN-WESTFALEN 

am 4. April 2022 

durch  

 

den Vizepräsidenten Prof. Dr. H e u s c h ,  

den Richter Dr. G i l b e r g  und 

den Richter Prof. Dr. W i e l a n d  

 

gemäß § 58 Abs. 2 und § 59 Abs. 2 VerfGHG  

 

einstimmig beschlossen:  

 

Die Verfassungsbeschwerde wird als unzulässig 
zurückgewiesen. 
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G r ü n d e : 

 

1. Über die Verfassungsbeschwerde ist in der Sache zu entscheiden, weil der Be-

schwerdeführer sie nicht wirksam zurückgenommen hat. Die Zurücknahme einer 

Verfassungsbeschwerde ist unbedingt zu erklären. Zudem ist sie nur dann wirk-

sam, wenn sie schriftlich oder in qualifizierter elektronischer Form (vgl. § 18a     

VerfGHG) erklärt wird (vgl. VerfGH NRW, Beschluss vom 16. Juni 2020 – VerfGH 

7/20.VB-3, juris, Rn. 3). Dem genügt die per einfacher E-Mail übersandte und „un-

ter Vorbehalt“ abgegebene Rücknahmeerklärung nicht. 

 

2. Die Verfassungsbeschwerde wird gemäß § 58 Abs. 2 Satz 1, § 59 Abs. 2 Satz 1 

VerfGHG durch die Kammer zurückgewiesen, weil sie aus den im Hinweisschrei-

ben vom 21. Februar 2022 genannten Gründen unzulässig ist. 

 
 

Prof. Dr. Heusch Dr. Gilberg Prof. Dr. Wieland 
 
 


